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Flüchtlinge, nationaler Wohlfahrtsstaat 
und die Aufgaben Sozialer Arbeit

Albert Scherr

Denkanregungen

Sozialarbeiterinnen würden den Zugzwängen und dem vielfältigen Druck des 
hoheitsstaatlichen Verwaltungs- und Herrschaftsapparats weniger schutzlos aus-
geliefert sein, wenn sie ihre unabweislichen hoheitsstaatlichen Verwaltungs- und 
Herrschaftsaufgaben aktiv und beherzt, staatskritisch, organisationskritisch und 
selbstkritisch angehen und gestalten würden (Schütze 1996, S. 247).

Solidarität – das heißt die Anerkennung des Unglücks und des Leidens anderer 
Menschen als in meine Verantwortung fallend und die Linderung und schließliche 
Aufhebung des Leidens als meine Aufgabe (Bauman 1999, S. 114).

It is neither irrational nor unintelligent to draw the limits of one’s moral community 
as a national, a racial, or a gender border. But it is undesirable – morally undesira-
ble. So it is the best to think of moral progress as a matter of increasing sensibility, 
increasing responsiveness to the needs of a larger and larger variety of people and 
things (Rorty 1999, S. 81).
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1	� Einleitung1

Eine grundlegende Herausforderung auch an die Soziale Arbeit mit Flücht-
lingen besteht darin, ihre Möglichkeiten und Grenzen zu klären – und auch die 
Reichweite ihrer politischen Zuständigkeit und moralischen Verantwortlichkeit. 
Versteht sich Soziale Arbeit hier als professionelle Praxis, dann kann sie sich 
diesbezüglich nicht einfach auf das Mandat und die Vorgaben zurückziehen, die 
ihr durch staatliche Politik sowie das Sozial-, Ausländer- und Flüchtlingsrecht 
zugewiesen werden. Vielmehr muss es als klärungsbedürftig gelten, was aus der 
Sicht der eigenen Fachlichkeit und der ethischen Grundsätze der Profession erfor-
derliche und angemessene Formen der Hilfe sind. Angesichts der im Wortsinn 
tödlichen Folgen der herrschenden Flüchtlingspolitik an den Außengrenzen, der 
eng begrenzten Leistungsansprüche eines Teils der Flüchtlinge sowie der zuneh-
menden Repressionen gegen diejenigen Flüchtlinge, denen die Anerkennung 
legitimer Fluchtmotive verweigert wird (insbesondere denjenigen aus den soge-
nannten „sicheren Herkunftsstaaten“) ist es offenkundig, das Soziale Arbeit sich 
hier in einem besonders zugespitzten Spannungsverhältnis befindet: Die Diskre-
panz zwischen dem generellen Anspruch der Sozialen Arbeit, Hilfe für Bedürf-
tige zu leisten einerseits, den faktischen Möglichkeiten ihres Helfens andererseits 
spitzt sich in der Sozialen Arbeit mit Geflüchteten, wie im Folgenden näher zu zei-
gen wird, in besonderer Weise zu.2

Erhebliche Teilbereiche der Sozialen Arbeit lösen dieses Spannungsverhält-
nis in eine Praxis auf, die sich schlicht an den geltenden politischen und recht-
lichen Vorgaben orientiert, kritische Rückfragen und politische Positionierungen 
ebenso vermeidet wie eine substanzielle Auseinandersetzung mit der Frage nach 
der eigenen persönlichen und professionellen Verantwortlichkeit. Unbestreitbar 
ist aber auch: Die kaum erträglichen Bilder über Tod und Elend der Flüchtlinge 
können auch zu einer moralisch motivierten Selbstüberforderung führen, die dann, 
wenn sie die Grenzen der eigenen Handlungsmächtigkeit ignoriert, entweder in 
Resignation und Zynismus, oder aber in moralische Empörung mündet: Letz-
tere artikuliert sich in Formen des politischen Protests und des zivilen Ungehor-
sams, die zwar berechtigt sind, aber ersichtlich nur begrenzte Wirkungen erzielen. 

1Für hilfreiche Hinweise zu einer ersten Fassung dieses Textes danke ich Barbara Stauber.
2Die folgenden Ausführungen beziehen sich nicht allein auf die ausdifferenzierten Arbeits-
bereiche der Flüchtlingssozialarbeit im engeren Sinne, sondern genereller auf die Soziale 
Arbeit, die sich in zahlreichen Arbeitsfeldern mit Geflüchteten befasst, so etwa auch in der 
Schulsozialarbeit, der Jugendberufshilfe, der offenen Kinder- und Jugendarbeit oder in 
Frauenhäusern.
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Denn sie finden ihre Grenzen an den politischen Macht- und Mehrheitsverhält-
nissen und sind als Grundlage professionellen Handelns in der Sozialen Arbeit 
nicht geeignet.3 Ihrer Situierung in widersprüchlichen Verhältnissen kann Soziale 
Arbeit nicht entgehen. Was wären also die Möglichkeiten einer Sozialen Arbeit 
mit Flüchtlingen, die ihre Aufgaben „aktiv und beherzt, staatskritisch, organisati-
onskritisch und selbstkritisch“ (Schütze 1996, S. 247) angeht, ohne zu verkennen, 
dass sie an rechtliche Vorgaben und staatliche Mittelzuweisung gebunden ist?4

Im Folgenden wird darauf bezogen erstens aufgezeigt, dass Soziale Arbeit auf 
die erneute Herausforderung der Hilfen für Flüchtlinge deshalb schlecht vorbe-
reitet war, weil sie theoretisch und praktisch einem nationalistischen Paradigma 
verhaftet ist (vgl. Scherr 2015c). Zweitens wird analysiert, welche Aufgaben der 
Sozialen Arbeit in Bezug auf Flüchtlinge im Rahmen des nationalen Wohlfahrts-
staates zugewiesen sind. Diesbezüglich werden drei basale Funktionen unter-
schieden, die an die Bestimmung Sozialer Arbeit als Inklusionsermöglichung, 
Exklusionsvermeidung und Exklusionsverwaltung (s. Bommes und Scherr 1996) 
anschließen. Drittens wird argumentiert, dass der Bezug auf die Menschenrechte 
keine sichere und verlässliche Grundlage für Positionierungen der Sozialen Arbeit 
im Bereich der Arbeit mit Flüchtlingen bietet. In der Konsequenz heißt dies, 
dass die Soziale Frage begründete Antworten auf die Frage, was moralisch und 
politisch geboten ist, auf einer unsicheren Grundlage trifft und deshalb im Sinne 
einer postmodernen Ethik (Bauman 1999) Verantwortung für ihre Entscheidungen 
übernehmen muss, ohne sich auf fraglose Gewissheiten berufen zu können.

Die folgenden Ausführungen sollen dabei vor allem zur Klärung von drei Thesen 
beitragen:5

3Dies schließt zwar kreative Formen der Widerständigkeit durch einzelne Sozialarbei-
ter/innen nicht aus; diese sind aber aufgrund der gegebenen Rahmenbedingungen (s. u.) 
eben keine tragfähige Grundlage für das Selbstverständnis der Profession und ihrer 
Organisationen.
4Der Verfasser sympathisiert zwar durchaus mit Formen den zivilen Ungehorsam und 
widerständigen Praktiken, welche die Durchsetzung problematischer politischer und recht-
licher Vorgaben gegen Flüchtlinge zu behindern versuchen. Als Grundlage für die beruf-
liche Praxis der Sozialen Arbeit sind diese jedoch nur in einem sehr begrenzten Umfang 
geeignet. Aber die/der Sozialarbeiter/in (Wissenschaftler/in, Professor/in usw.) ist ja immer 
auch mündige/r Bürgerin, dessen/deren Verantwortlichkeit nicht nach Dienstschluss endet.
5Die folgenden Ausführungen basieren auf einem Vortrag, in dem – wie das in einem 
Vortrag möglich ist – eine stärker zugespitzte Kritik am Selbstverständnis und der Praxis 
Sozialer Arbeit vorgetragen wurde. Eine Variante dieses Vortrag ist hier nachhörbar: http://
www.uni-bielefeld.de/erziehungswissenschaft/ag8/Albert-Scherr_Wer-ist-ein-Fluchtling_
Vortrag-Bielefeld-%2814_1_2016%29.mp3.

http://www.uni-bielefeld.de/erziehungswissenschaft/ag8/Albert-Scherr_Wer-ist-ein-Fluchtling_Vortrag-Bielefeld-%252814_1_2016%2529.mp3
http://www.uni-bielefeld.de/erziehungswissenschaft/ag8/Albert-Scherr_Wer-ist-ein-Fluchtling_Vortrag-Bielefeld-%252814_1_2016%2529.mp3
http://www.uni-bielefeld.de/erziehungswissenschaft/ag8/Albert-Scherr_Wer-ist-ein-Fluchtling_Vortrag-Bielefeld-%252814_1_2016%2529.mp3
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1.	 Die „Flüchtlingskrise“ – oder besser formuliert: die Krise des Flüchtlings-
schutzes – ist nicht nur eine praktische Herausforderung für Wohlfahrtsstaat-
lichkeit und Soziale Arbeit, sondern erzwingt auch eine prinzipielle Klärung 
ihres Selbstverständnisses.

2.	 Im Umgang mit Flüchtlingen werden die rechtlichen und institutionellen Bin-
dungen Sozialer Arbeit an den nationalen Wohlfahrtsstaat ebenso deutlich wie 
die ideologische Wirkungsmächtigkeit des methodologischen und gewöhnli-
chen Nationalismus.

3.	 Eine erneute Debatte über die gesellschaftliche Situierung und das politische 
Mandat der Sozialen Arbeit ist unverzichtbar; sie kann durch eine moralische 
Selbstbeschreibung nicht ersetzt werden.6

2	� Zunächst: was nützt eine theoretische 
Vergewisserung für die Soziale Arbeit mit 
Flüchtlingen?

Angesichts der Verzweiflung und des Elends, das in Begegnungen mit Geflüch-
teten sowie durch die Massenmedien sichtbar wird, sind Betroffenheit und 
Empörung die naheliegenden Reaktionen. Denn ganz offenkundig sind die 
wohlhabenden Staaten des globalen Nordens weder bereit, auf die akute Not der 
Flüchtlinge angemessen zu reagieren, noch sind sie – ebenso offenkundig – dazu 
bereit, wirksam gegen die Ursachen von Flucht und erzwungener Migration vor-
zugehen. Gleichzeitig aber haben sie durchaus die Bereitschaft, erheblich in die 
Erschwerung und Schließung der Fluchtwege zu investieren.7 Flüchtlinge wer-
den damit zur Manövriermasse einer Politik, die sich elementaren humanitären 
Geboten des Helfens in Notlagen weitgehend verweigert. Beispiele, welche diese 
Behauptungen belegen, lassen sich – leider – zahlreich nennen (vgl. Hamburger 
2016). Die nachweisbar erfolgreiche italienische Seenotrettungsaktion ‚Mare 

7Dieser Text wurde im März 2016 verfasst und im März 2017 leicht aktualisiert, also nach 
dem Ende der euphorischen Phase der Willkommenskultur, nach der Verabschiedung der 
deutschen Asylpakete I und II und nach dem Abkommen der EU mit der Türkei. Die seit 
dem Sommer 2016 eingetretenen Entwicklungen bestätigen diese Einschätzung; ob eine 
politisch inzwischen einflussreichere Rhetorik, die Veränderungen der Entwicklungszusam-
menarbeit im Interesse der Bekämpfung von Fluchtursachen verspricht, künftig tatsächlich 
zu wirksamen Maßnahmen führen wird, ist nicht sicher abzuschätzen, m. E. aber unwahr-
scheinlich.

6Zur Kritik des Moralismus in der Sozialen Arbeit ist Fuchs (2008) nach wie vor instruktiv.
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Nostrum‘ wurde nicht fortgesetzt, weil die Staaten der Europäischen Union nicht 
bereit waren, dies zu finanzieren8. Mit der Türkei wurde im März eine Verein-
barung durch die EU getroffenen, mit der sich die Türkei verpflichtet, alle „ille-
gal“ nach Griechenland Eingereisten zurückzunehmen; die Gegenleistung dafür 
sind zusätzliche 3 Mrd. EUR Finanzmittel und die Aufnahme von 72.000 Flücht-
lingen durch die EU.9 Und: Nach wie vor sind die Nothilfe- und Nahrungsmit-
telprogramme des UNHCR in einer Weise unterfinanziert, dass dies sie zu einer 
Kürzung der Ernährungsrationen in den nordafrikanischen und subsaharischen 
Flüchtlingslagern zwingt.10 Selbst der deutsche Minister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, Mitglied der CSU und insofern grundsätzlicher gesellschafts-
kritischer Ambition unverdächtig, sieht sich veranlasst, Beschämung über die 
herrschende Politik zu äußern:

„In der Sahara sollen bis zu einer Million Menschen auf der Flucht gestorben 
sein. Das zeigt die ganze Dramatik. […] Erst zehn Prozent der in Syrien und Irak 
ausgelösten Fluchtwelle ist bei uns angekommen. 8 bis 10 Millionen sind noch 
unterwegs. Die, die jetzt zu uns kommen, saßen bereits seit mehreren Jahren in 
Zeltstädten, Kellern oder Ziegenställen ohne Wasser und Strom. Es ist beschä-
mend, dass die Weltgemeinschaft nicht in der Lage ist, das Überleben vor Ort zu 
sichern.“11

Angesichts solcher Zustände liegen drei unterscheidbare Reaktionen nahe: 
Erstens der Versuch, unmittelbare Hilfen für diejenigen zu leisten, die es trotz der 
fortgesetzten Versuche die Fluchtrouten zu schließen, schaffen hierher zu kom-
men und Unterstützungsmöglichkeiten an den Außengrenzen der EU zu orga-
nisieren; zweitens Kritik und Protest gegen die herrschende Flüchtlingspolitik, 
wie sie von zivilgesellschaftlichen Initiativen und NGOs, aber auch von Teilen 
der parlamentarischen Opposition und den Wohlfahrtsverbänden getragen wur-
den und werden, allerdings weitgehend erfolglos; drittens Zynismus und Resi-
gnation. In der Sozialen Arbeit entspricht dieser dritten Reaktionsmöglichkeit 
die Weigerung, sich überhaupt auf diesen Arbeitsbereich einzulassen, oder aber 
die Anpassung der eigenen Arbeitshaltung an die gegebenen Bedingungen unter 

8S. dazu http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/europas_schande_triton_und_mare_
nostrum_im_vergleich/.
9http://www.spiegel.de/politik/ausland/tuerkei-gipfel-eu-zahlt-hohen-preis-fuer-einigung-
zu-fluechtlingen-a-1083155.html.
10S. dazu www.uno-fluechtlingshilfe.de/.
11Interview mit der Bild-Zeitung, http://www.bild.de/politik/inland/dr-gerd-mueller/erst-
zehn-prozent-der-fluchtwelle-ist-bei-uns-angekommen-44081514.bild.html.

http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/europas_schande_triton_und_mare_nostrum_im_vergleich/
http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/europas_schande_triton_und_mare_nostrum_im_vergleich/
http://www.spiegel.de/politik/ausland/tuerkei-gipfel-eu-zahlt-hohen-preis-fuer-einigung-zu-fluechtlingen-a-1083155.html
http://www.spiegel.de/politik/ausland/tuerkei-gipfel-eu-zahlt-hohen-preis-fuer-einigung-zu-fluechtlingen-a-1083155.html
http://www.uno-fluechtlingshilfe.de/
http://www.bild.de/politik/inland/dr-gerd-mueller/erst-zehn-prozent-der-fluchtwelle-ist-bei-uns-angekommen-44081514.bild.html
http://www.bild.de/politik/inland/dr-gerd-mueller/erst-zehn-prozent-der-fluchtwelle-ist-bei-uns-angekommen-44081514.bild.html
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Verweigerung eines staats- und selbstkritischen Nachdenkens, wie es z. B. Fritz 
Schütze (s. o.) als professionelle Haltung einfordert.

Sich – wie hier – theoretisch mit Flüchtlingen in Flüchtlingssozialarbeit zu 
beschäftigten, ist dagegen keine unmittelbar naheliegende und auch eine durchaus 
begründungsbedürftige Reaktion. Denn theoretische Texte sind für diejenigen, die 
sich in Notlagen befinden, nicht hilfreich und es erscheint in Krisensituationen als 
ein luxuriöses Unternehmen, Zeit in Theoriearbeit zu investieren. Irritierend ist auch 
die Beobachtung, dass zwischen denjenigen, die sich politisch oder als ehrenamtli-
che Helfer/innen bzw. als Sozialarbeiter/innen r für Flüchtlinge engagieren einerseits 
und den theoretischen Diskursen in den Wissenschaften über Zwangsmigration und 
Flucht andererseits eine erhebliche Kluft besteht, die nur selten überbrückt wird.12

Gleichwohl gibt es zumindest einen guten Grund für theoretische Auseinander-
setzungen mit den Bedingungen, Möglichkeiten und Grenzen von Flüchtlingsso-
zialarbeit: Eine auf Dauer und langfristig angelegte Arbeit in diesem Feld – und 
dies gilt für ehrenamtliches Engagement ebenso wie für professionelle Praxis – 
kann sich nicht allein auf moralische Empörung und politischen Protest stützen. 
Denn Empörung und Protest schlagen vielfach allzu schnell in Resignation und 
Verzweiflung um, wenn sich zeigt, dass die Wirkungen des eigenen Engagements 
allzu gering sowie die Reichweite des eigenen Handelns angesichts der Größen-
ordnung der Probleme und Notlagen allzu begrenzt ist. Deshalb gibt es einen 
Bedarf an Analysen, die dazu beitragen, die eigene Praxis einzuordnen, ihre Rah-
menbedingungen zu verstehen und sich ihrer gesellschaftlichen Situierung zu ver-
gewissern. Mit einer Metapher von Ernst Bloch formuliert: Der Wärmestrom des 
Engagements und der Kältestrom der Analyse können sich im günstigsten Fall 
gegenseitig stützen. Und aus der eigenen Erfahrung heraus scheint mir folgender 
Ratschlag sinnvoll: Man sollte sich vom Pessimismus, den politische Analysen und 
theoretische Betrachtungen nahelegen, nicht den notwendigen Optimismus für die 
eigene Praxis ausreden lassen, sich aber zugleich auch von den drängenden Anfor-
derungen des praktischen Handelns die Möglichkeit zum Nachdenken nicht neh-
men lassen, sonst verirrt man sich im Dickicht der Praxis.

Vor diesem Hintergrund zielen die weiteren Überlegungen auf eine kritische 
Auseinandersetzung mit der politischen, rechtlichen und ideologischen Situierung 
der Sozialen Arbeit mit Flüchtlingen.13

13Siehe dazu auch die Beiträge in Scherr und Yüksel (2016).

12Ein wichtiger Versuch des Brückenbaus ist das ‚Positionspapier: Soziale Arbeit mit 
Geflüchteten in Gemeinschaftsunterkünften – Professionelle Standards und sozialpolitische 
Basis‘ (http://fluechtlingssozialarbeit.de/).

http://fluechtlingssozialarbeit.de/
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3	� Soziale Arbeit, Nationalstaatlichkeit und 
Nationalismus

Obwohl die Soziale Arbeit in ihren ausdifferenzierten Arbeitsfeldern immer wie-
der mit Flüchtlingen befasst war und ist, ist bislang keine substanzielle ‚Theorie 
der Sozialen Arbeit mit Flüchtlingen‘ entwickelt worden. Zwar gibt es durch-
aus Fachdiskurse in den Arbeitsfeldern, insbesondere bezogen auf unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge, was vor allem der engagierten Arbeit des Bundes-
fachverbandes zu verdanken ist (s. http://www.b-umf.de/), sowie Empfehlungen 
und Handreichungen von Wohlfahrts- und Fachverbänden zu unterschiedlichen 
Aspekten.14 In den auf generelle Theoriebildung angelegten Publikationen sowie 
den einschlägigen Grundlagentexten und Handbüchern der Sozialen Arbeit fin-
den Flucht als gesellschaftliche Herausforderung und Flüchtlinge als Adressaten-
gruppe jedoch bislang keine oder bestenfalls randständige Erwähnung.15

Vordergründig betrachtet kann man dies darauf zurückführen, dass die Soziale 
Arbeit, ebenso wie der politische Diskurs und auch die deutschen Sozialwissen-
schaften, nach dem Rückgang der Flüchtlingszahlen Mitte der 1990er Jahre irr-
tümlich davon ausgegangen waren, dass Fluchtmigration in Deutschland ein eher 
randständiges und weniger bedeutsames gesellschaftliches Phänomen sei. Eine 
tiefer liegende Ursache ist jedoch darin zu sehen, dass Soziale Arbeit historisch 
in einem engen Zusammenhang mit der Herausbildung nationaler Wohlfahrtsstaa-
ten entstanden ist und systematisch mit den Strukturen des nationalen Wohlfahrts-
staates verschränkt ist (Bommes und Scherr 2012, S. 152 ff.).16 D. h.: Soziale 
Arbeit war und ist eine Form der organisierten Hilfe, die innerhalb nationalstaat-
lich verfasster Gesellschaften, auf der Grundlage des nationalstaatlichen Rechts 
und überwiegend mit staatlicher Finanzierung erbracht wird. Sie richtet sich ent-
sprechend an diejenigen, die sich legal auf dem staatlichen Territorium aufhalten, 
vor allem (aber nicht exklusiv) an Staatsbürger/innen. Wohlfahrtsstaat und Sozi-
ale Arbeit sind so betrachtet Formen der Regulierung des Zusammenlebens von 
Wohlhabenden und Armen, Etablierten und Außenseiten, Normkonformen und 

14Siehe zuletzt etwa die kontrafaktische Stellungnahme des DBSH zu Abschiebungen: 
http://dbsh.de/fileadmin/downloads/Kann_Soziale_Arbeit_im_Rahmen_von_Abschiebun-
gen_stattfinden_3_2017.pdf.
15Als Beleg für diese These genügt ein Blick in die Inhaltsverzeichnisse und Indices der 
einschlägigen Werke.
16Entsprechend wird die Geschichte der Sozialen Arbeit gewöhnlich auch als Nationalge-
schichte geschrieben; s. etwa Hering und Münchmeier 2000.

http://www.b-umf.de/
http://dbsh.de/fileadmin/downloads/Kann_Soziale_Arbeit_im_Rahmen_von_Abschiebungen_stattfinden_3_2017.pdf
http://dbsh.de/fileadmin/downloads/Kann_Soziale_Arbeit_im_Rahmen_von_Abschiebungen_stattfinden_3_2017.pdf
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Abweichenden innerhalb nationalstaatlich verfasster Gesellschaften. Dem ent-
spricht ein Denken im paradigmatischen Rahmen des sog. „methodologischen 
Nationalismus“, der auch in gängigen politikwissenschaftlichen und soziologi-
schen Gesellschaftsbeschreibungen vorherrschend ist (s. dazu Wimmer und Glick 
2002). D. h.: Gesellschaft wird als Zusammenleben von Einzelnen und sozialen 
Gruppen auf einem staatlich umgrenzten Territorium gefasst, die Theorien und 
Konzepte – so z. B. Theorien sozialer Ungleichheit, Modelle der Sozialstruk-
turanalyse und Konzepte der Armutsforschung – setzen einen nationalstaatlich 
gefassten Denkrahmen gewöhnlich als selbstverständlich und nicht weiter begrün-
dungsbedürftig voraus. Dies gilt auch für Theorien der Sozialen Arbeit, auch 
dann, wenn diese sich selbst zu kritischen Theorien deklarieren. Darauf, dass das 
Paradigma des methodologischen Nationalismus zu erheblichen Denkblocka-
den führt und unter Bedingungen fortgeschrittener Globalisierung zunehmend 
seine Plausibilität verliert, ist in der sozialwissenschaftlichen Diskussion inzwi-
schen jedoch wiederkehrend hingewiesen worden (s. dazu insbesondere Beck und 
Grande 2010; Luhmann 1977, S. 36 ff.).17

Bevor darauf eingegangen wird, warum dies auch für die Thematik der Sozia-
len Arbeit mit Geflüchteten folgenreich ist, sollen zunächst noch einige Implikati-
onen des methodologischen Nationalismus verdeutlicht werden:

•	 Nationalstaaten sind politisch organisierte territoriale Solidargemeinschaften 
(s. etwa Kaufmann 2003). Durch Steuern, Abgaben und staatliche Umvertei-
lungsmaßnahmen sind die Staatsbürger/innen in einen Solidarzusammenhang 
einbezogen, der historisch auch die Erwartung umfasste, dass alle (männli-
chen) Staatsbürger bereit sind, im nationalen Interesse als Soldaten zu dienen. 
Die Verpflichtung zu Solidarität innerhalb des Nationalstaates und zur Vertei-
digung der Interessen der Nation schließt konstitutiv die Abgrenzung gegen 
andere Nationalstaaten ein. Die Zugehörigkeit zur „imaginären Gemeinschaft“ 
(B. Anderson) Nation verpflichtet im Binnenverhältnis und entpflichtet im 
Außenverhältnis.

•	 Der strukturellen Verfasstheit des politischen Systems korrespondiert ein Ver-
ständnis von Moral und Ethik, das Thomas Pogge (2011; vgl. Scherr 2012, 
2015d) als „gewöhnlichen Nationalismus“ gekennzeichnet hat. Dieser gewöhn-
liche Nationalismus basiert nicht auf Ideologien der nationalen Einzigartigkeit 

17Und was die Überwindung eines methodologischen Nationalismus für die Beschreibung 
und Bewertung gesellschaftlicher Verhältnisse bedeutet, ist in der Form eines englischspra-
chigen Lehrbuchs nachlesbar; s. Macionis und Plummer 2007.
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oder Überlegenheit. Er besteht allein in der Annahme, dass Politik im hohen 
Maße dem Wohlergehen der Staatsbürger/innen verpflichtet ist, sich an national 
gefassten Eigeninteressen orientieren soll, während das Wohlergehen der Bür-
ger/innen anderer Staaten bedeutungslos oder aber jedenfalls nachrangig ist.

•	 Nationalstaaten sind zudem als „Informations- und Betroffenheitshorizonte“ 
(Schimank 2005, S. 401) wirksam. Die mediale Berichterstattung, der poli-
tische Diskurs, aber auch die schulische Bildung stellen Entwicklungen und 
Ereignisse innerhalb des Nationalstaats ins Zentrum und ergänzen diese ledig-
lich durch hochselektive Informationen über andere Weltregionen, insbeson-
dere um solche Entwicklungen und Ereignisse, die für die nationale Politik 
und Ökonomie relevant sind.18 Zudem kommunizieren Massenmedien, Politik 
und schulische Bildung die Erwartung, dass „wir“ in besonderer Weise betrof-
fen sein sollen, wenn deutsche Staatsbürger/innen irgendwo auf der Welt etwas 
zustößt oder wenn deutsche Sportler/innen irgendwo auf der Welt Erfolge 
erzielen. Gleiches gilt aber nicht für Bürger/innen anderer Staaten – vom Son-
derfall großer Katastrophen abgesehen, die medial repräsentiert werden.

Obwohl diese Konstruktionselemente des Nationalen im 21. Jahrhundert in Folge 
der Globalisierung von Ökonomie und Kommunikation, der Herausbildung inter- 
und supranationaler Rechtssysteme sowie eines transnationalen Völkerrechts 
nicht mehr ungebrochen sind, stellen sie nach wie vor hoch bedeutsame gesell-
schaftliche Ordnungsprinzipien dar. Dies zeigt sich in Bezug auf Wohlfahrtsstaat-
lichkeit und Soziale Arbeit unter anderem an folgenden Sachverhalten:

•	 Armut innerhalb des eigenen Staates und der eigenen Staatsbürgerinnen ist ein 
zentrales Bezugsproblem wohlfahrtsstaatlicher Hilfen.19 Armut außerhalb des 
eigenen Territoriums fällt aber nicht in die Zuständigkeit des Wohlfahrtsstaa-
tes, sondern in die politisch als höchst nachrangig geltende Verantwortung der 
Entwicklungszusammenarbeit und internationaler Hilfsorganisationen.20

18Dies zeigt sich zum Beispiel dann, wenn man am gleichen Tag eine deutsche, eine fran-
zösische und eine britische Tageszeitung liest.
19Auch wenn die Existenz eines Armutsproblems in Deutschland häufig abgestritten wird, 
wie sich in der Debatte um den letzte bundesweiten Armuts- und Reichtumsbericht der 
Bundesregierung erneut gezeigt hat.
20Auf die naheliegende Frage, ob bzw. wie Soziale Arbeit und Entwicklungszusammen-
arbeit als vergleichbare Formen des Helfens verstanden werden können, kann hier nicht 
näher eingegangen werden.
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•	 Die institutionelle und rechtliche Verfassung des Wohlfahrtsstaates und der 
Sozialen Arbeit sind durch nationalgesellschaftliche Besonderheiten geprägt; 
auch Theorien und Konzeptionen der Sozialen Arbeit weisen eine deutliche 
nationalgesellschaftliche Prägung auf.

•	 Während ein Teil der Adressat/innen Sozialer Arbeit nationalstaatliche Gren-
zen regelmäßig überschreitet (z. B. Saisonarbeiter, Wanderarbeiter) und die 
privaten Lebenszusammenhänge von Migrant/innen (Familien, Verwandt-
schaften) auch transnationale Ausprägungen aufweisen, sind Formen der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen Institutionen und Fachkräf-
ten der Sozialen Arbeit bislang kaum entwickelt.21

•	 Flüchtlingen, deren Aufenthaltsberechtigung auf dem Gebiet des Staates noch 
ungeklärt ist, werden durch die Gesetzgebung (insbesondere: Asylbewerberleis-
tungsgesetz) erhebliche Einschränkungen ihres Leistungsanspruchs zugemutet.

•	 Und nicht zuletzt verliert Soziale Arbeit ihre Zuständigkeit, wenn ausländische 
Klienten der Sozialen Arbeit gezwungen werden, das Staatsgebiet zu verlassen 
(s. u.).

Den damit grob angedeuteten Rahmen, der ihr durch nationale Politik (und die 
supranationale Politik der EU) sowie durch nationales und europäisches Recht 
vorgegeben ist, kann Soziale Arbeit nicht beliebig überschreiten, denn er definiert 
eine machtförmige Konstellation, mit der Sozialer Arbeit Aufgaben, Zuständig-
keiten und Ressourcen zugewiesen werden. Ein erster wichtiger Schritt besteht 
aber darin, diesen Rahmen nicht als fraglos-selbstverständlich vorauszusetzen, 
sondern ihn als solchen zu erkennen. Erst dann kann nach seiner Angemessenheit 
unter Bedingungen fortgeschrittener Globalisierung sowie nach seiner Veränder-
lichkeit gefragt werden.

Exkurs: No nation, no borders?
Das Elend der Flüchtlinge und die herrschende Flüchtlingspolitik führen dazu, 
dass in politischen und philosophischen Diskursen sowie von einigen zivilge-
sellschaftlichen Initiativen die Legitimität staatlicher Grenzen prinzipiell infrage 
gestellt und ein generelles ‚Recht auf Bewegungsfreiheit‘ gefordert wird (s. etwa 
Bauder 2016; Cassee 2016). Diese auf dem ersten Blick durchaus sympathische 
Position ist aber mit dem Problem konfrontiert, dass Wohlfahrtsstaaten auf die 
Begrenzung des Zugangs zu ihren Leistungen verwiesen sind, wenn gravierende 

21Sie dazu die Ergebnisse des Forschungsprogramms ‚Center for Transnational Social Sup-
port‘ (http://transsos.com/publications/2014.html).

http://transsos.com/publications/2014.html
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Leistungseinschränkungen vermieden werden sollen. Eine Verweigerung staatli-
cher Leistungen für Flüchtlinge, die dazu führen würde, sie ins Land, aber dann 
sich selbst zu überlassen, ist aber unter Bedingungen entwickelter Wohlfahrts-
staatlichkeit nicht zulässig. D. h.: Die Forderung nach einer Welt ohne staatliche 
Grenzen ist konsequent nur im Rahmen einer neoliberalen Position formulierbar, 
gemäß der sich jeder überall aufhalten kann, ohne daraus Ansprüche auf staat-
liche Leistungen ableiten zu können. Deshalb ist es auch wenig verwunderlich, 
wenn deutsche Arbeitgeberverbände gegenwärtig die wirtschaftlichen Vorteile 
von Fluchtmigration betonen – Flüchtlinge sind in deren Perspektive zunächst 
nichts anderes als eine Erhöhung des Arbeitskräftepotenzials –, dabei aber den 
Blick vor allem auf solche Flüchtlinge richten, die mit einem begrenzten Auf-
wand an Qualifizierungsmaßnahmen in den Arbeitsmarkt integrierbar sind. Nicht 
zuletzt aus diesem Grund formulieren auch akademische Repräsentant/innen 
der politischen Linken wie Etienne Balibar (2003), Seyla Benhabib (2009) oder 
zuletzt Slavoj Zizek (2016) mit unterschiedlicher Akzentuierung eine deutliche 
Kritik der Forderung nach offenen Grenzen und argumentieren, dass allein eine 
funktionsfähige staatliche Ordnung in der Lage ist, die destruktiven Auswirkun-
gen des ökonomischen Kapitalismus einzuhegen.

Auf die umfangreiche sozialwissenschaftliche und philosophische Diskus-
sion zur Legitimierbarkeit von staatlichen Grenzen kann hier nicht eingegangen 
werden. In ihr wird deutlich, dass die strukturellen Widersprüche zwischen dem 
staatlichen Anspruch auf Gewährleistung der Menschenrechte und fortschreiten-
der Globalisierung einerseits, Staatlichkeit als Bedingung von Demokratie und 
Sozialstaatlichkeit und dem faktischen Primat nationalstaatlicher Interessen ande-
rerseits im Rahmen der bestehenden globalen Ungleichheits- und Machtverhält-
nisse nicht auflösbar sind. (vgl. dazu Scherr 2013, 2015b, d, 2016)

Auch die kodifizierten Menschenrechte bieten keine eindeutige und sichere 
Grundlage für Forderungen nach einem Recht auf Bewegungsfreiheit – dar-
auf wird abschließend noch einzugehen sein (s. u.). Erkennt man die prinzipielle 
Rechtfertigbarkeit von Staatsgrenzen an – oder zumindest aber die Tatsache, dass 
diese faktisch nicht aufhebbar sind22 –, dann stellen sich in Bezug auf Migration 
die zentrale Fragen, wer nach welchen Kriterien als Flüchtling anerkannt werden 

22Gelegentlich gilt es die eigentlich triviale Einsicht der klassischen Soziologie in Erin-
nerung zu rufen, dass gesellschaftliche Entwicklungen stärker durch politische und öko-
nomische Interessen bestimmt werden als durch moralische Prinzipien. Und wer hätte ein 
Interesse an einer Welt ohne Grenzen? Zweifellos keine Mehrheiten in den Gesellschaften 
des globalen Nordens, zweifellos auch nicht die staatlich-politischen Akteure sowie ihre 
zivilen und militärischen Organisationen.
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soll und in wessen Verantwortung die Situation derjenigen fällt, die sich zur Mig-
ration gezwungen sehen, ohne rechtlich als Flüchtlinge anerkannt zu werden. Die 
Kontroverse über die Legitimität von Grenzen verschiebt sich dann erstens in eine 
Auseinandersetzung über den Flüchtlingsbegriff, die Kritik seiner allzu engen Fas-
sung im politischen Diskurs und der Rechtsprechung sowie die Forderung nach 
einer angemessenen Ausweitung (s. dazu Scherr 2015b). Zweitens ist dann die 
Frage nach einer solchen Entwicklungszusammenarbeit, Außenpolitik und Außen-
wirtschaftspolitik unabweisbar, die tatsächlich auf die Überwindung von Armut 
und Menschenrechtsverletzungen und damit indirekt auch auf die Bekämpfung der 
Fluchtursachen gerichtet ist. Normativ formuliert: Wer ein Recht auf Bewegungs-
freiheit ablehnt, kann sich der Frage nicht verweigern, was erforderlich ist, um ein 
Recht zu bleiben, die menschenrechtlich zentrale Freiheit von Not und Furcht, in 
den Herkunftsländern zu gewährleisten.

4	� Funktionen Sozialer Arbeit im Kontext 
der staatlich politischen Regulierung von 
Flüchtlingsmigration

Auf der Grundlage einer als kritische Gesellschaftstheorie verstandenen System- und 
Differenzierungstheorie (Scherr 2015a) können die Funktionen Sozialer Arbeit, das 
heißt die Leistungen, die sie für andere gesellschaftliche Teilbereiche erbringt, gene-
rell als Inklusionsermöglichung, Exklusionsvermeidung und Exklusionsverwaltung 
bestimmt werden (Bommes und Scherr 1996, 2012). So betrachtet besteht die Aufgabe 
Sozialer Arbeit darin, einerseits Hilfen bereitzustellen, die Individuen befähigen und 
motivieren sollen, sich an den Teilnahmebedingungen der gesellschaftlichen Teilsys-
teme und ihrer Organisationen auszurichten; andererseits darin, in Bezug auf diejenigen, 
bei denen dies auf begrenzte Zeit oder dauerhaft nicht gelingt, dafür Sorge zu tragen, 
dass direkte und indirekte negative Auswirkungen von Armut und Ausgrenzung auf 
die Gesellschaft verhindert oder zumindest verringert werden. Über diese funktiona-
listische Betrachtung hinausgehend ist weiter zu berücksichtigen, dass Soziale Arbeit 
eine Grundlage in der normativen Ordnung moderner Gesellschaften hat (Scherr 2001). 
Moderne, demokratisch und rechtstaatlich verfasste Nationalgesellschaften nehmen eine 
Selbstverpflichtung auf menschenrechtliche Standards sowie wohlfahrtsstaatliche Prin-
zipien vor, die als Begrenzungen dessen verstanden werden können, was Menschen – 
auch unabhängig von ihrer Nützlichkeit für die Gesellschaft – zugemutet werden kann. 
Es ist so betrachtet eben z. B. nicht zulässig, Menschen auch dann einfach verhun-
gern zu lassen, wenn sie arbeitslos sind und als Arbeitskräfte auf absehbare Zeit nicht 
benötigt werden, oder z. B. straffällig Gewordene, die als Bedrohung wahrgenommen 
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werden, zu töten23. Vielmehr gilt es als geboten, elementare Menschenrechte – und in 
sozialstaatlich verfassten Gesellschaften wie Deutschland auch ein soziokulturelles 
Existenzminimum – für Alle abzusichern. Damit zeigt sich: Das gesellschaftliche Man-
dat Sozialer Arbeit begründet sich in Leistungen, deren Erfüllung durch die Soziale 
Arbeit gesellschaftlich als erforderlich betrachtet werden: Dies betrifft einerseits sowohl 
Leistungen, die auf die Ermöglichung gesellschaftlich (nicht zuletzt ökonomisch) nütz-
licher Teilhabe sowie die Minimierung der negativen gesellschaftlichen Folgen von 
Armut und Ausgrenzung ausgerichtet sind wie andererseits auch Leistungen, die zur 
Aufrechterhaltung des normativen Selbstverständnisses der Gesellschaft als erforderlich 
betrachtet werden.

Bezieht man diese generellen Überlegungen auf die Soziale Arbeit mit Flücht-
lingen, dann könnte sie wie folgt konkretisiert werden:24

1.	 Soziale Arbeit ist umfassend mit den Selektionsprozessen der Migrations- 
und Flüchtlingspolitik verschränkt. Dies wird schon daran deutlich, dass ihre 
Zuständigkeit erst dann entsteht, wenn Flüchtlinge es schaffen, das Territo-
rium Deutschlands lebend zu erreichen. Soziale Arbeit kann ihre Leistun-
gen also nur für diejenigen Flüchtlinge bereitstellen, die legale oder sonstige 
Zugangsmöglichkeiten finden, da in ihren Herkunftsländern gewöhnlich keine 
oder nur minimale Leistungen Sozialer Arbeit erreichbar sind.

2.	 Auch im Hinblick auf ihre Inklusionschancen und Exklusionsgefährdungen 
sind Flüchtlinge keine homogene Gruppe, denn aus den komplexen Regelun-
gen des Ausländer- und Flüchtlingsrechts ergeben sich höchst heterogene und 
für die Soziale Arbeit folgenreiche Abstufungen des sozialen Status und der 
Berechtigungen (Scherschel 2015).25

3.	 Für die Professionalität in der Flüchtlingssozialarbeit heißt dies, dass gute 
Kenntnisse des Ausländer- und Flüchtlingsrechts und eine kontinuierliche 

23Dies gilt für Mittel- und Nordeuropa, nicht aber z. B. für die USA und China.
24Im Folgenden werden der Sozialen Arbeit politisch und rechtlich zugewiesene Aufgaben 
dargestellt, aber keine Aussage darüber getroffen, wie die Organisation und die Berufstäti-
gen der Sozialen Arbeit praktisch mit diesen Aufgabenzuweisungen umgehen. Empirische 
Studien dazu, wie und in welchem Ausmaß die Soziale Arbeit am Prinzip der möglichst 
reibungslosen Aufgabenerfüllung orientiert oder aber auch widerständige professionelle 
Praktiken entwickelt und realisiert, liegen nicht vor.
25Diese können hier nicht dargestellt werden. Eine informative und verlässliche Informa-
tionsquelle dazu ist zum Beispiel die Internetseite des niedersächsischen Flüchtlingsrats 
(http://www.nds-fluerat.org); hilfreich ist gegebenenfalls auch die Internetpräsenz des Bun-
desamts für Migration und Flüchtlinge (www.bamf.de).

http://www.nds-fluerat.org
http://www.bamf.de
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eigene Weiterbildung dazu ebenso unverzichtbar sind wie ein Wissen darüber, 
wo und wie eine kompetente Rechtsberatung für Flüchtlinge sowie engagierte 
Anwälte erreichbar sind.

4.	 Basales Prinzip der staatlich-politischen Regierung von Flüchtlingsmigration 
ist die folgenreiche Unterscheidung zwischen denjenigen, die als „wirkliche“ 
Flüchtlinge anerkannt werden und denen entsprechend ein Recht auf Zuwan-
derung zugestanden und denjenigen, denen die Anerkennung als legitime 
Flüchtlinge verweigert wird bzw. verweigert werden soll. Dies führt dazu, dass 
Soziale Arbeit in die Inklusions-/ Exklusionsordnung der nationalstaatlichen 
Flüchtlingspolitik verstrickt ist, ggf. also auch damit befasst ist, Exklusionspro-
zesse zu ermöglichen und durchzusetzen. Diese Verstrickung betrifft zunächst
a)	 die Sozial- und Verfahrensberatung durch Sozialarbeiter/innen in Erstauf-

nahmeeinrichtungen, die darauf ausgerichtet ist, Flüchtlinge zu befähigen, 
die administrativen und rechtlichen Prozeduren zu bewältigen, in denen 
über ihre Anerkennung oder Nichtanerkennung als legitime Flüchtlinge 
entschieden wird.

b)	 Deutlich wird dies weiter darin, dass von Sozialer Arbeit erwartet wird, 
einen Vorrang ausländerrechtlicher Gesichtspunkte vor dem Wohlergehen 
ihrer Adressat/innen zu akzeptieren, also erzwungene Ausreisen von Fami-
lien hinzunehmen, die bis zum Zeitpunkt ihrer Ausreise Klienten der Kin-
der- und Jugendhilfe oder anderer Leistungsbereiche der Sozialen Arbeit 
sind. Ein Vorrang normativer Prinzipien der Sozialen Arbeit (Kindeswohl) 
ist – in- Folge der Ratifizierung der UN Kinderrechtskonvention – nur im 
Sonderfall unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge anerkannt, nicht aber 
bei begleiteten minderjährigen Flüchtlingen sowie erwachsenen Adressat/
innen der Sozialen Arbeit (Cremer 2015).

c)	 Unmittelbar verstrickt ist Soziale Arbeit in die Exklusionsprozesse der 
Flüchtlingspolitik und des Flüchtlingsrechts durch ihre Mitwirkung an der 
Organisation erzwungener Ausreisen im Kontext der sogenannten Rück-
kehrberatung. Sozialarbeiter/innen sind dort damit befasst, Prozesse der 
erzwungenen Ausreise – im orwellschen Behördenjargon werden diese als 
„freiwillige Ausreise“ bezeichnet26 – durch Beratung und den Zugang zu 

26„Freiwillige Ausreise ist ein Ausdruck, der am 19. Januar 2007 zum deutschen „Unwort 
des Jahres 2006“ gewählt wurde. Die Entscheidung fiel durch eine Jury aus Sprachwissen-
schaftlern in Köthen. Der Begriff wird im Zusammenhang mit der Behandlung von abge-
lehnten Asylbewerbern benutzt. „Freiwillige Ausreise“ beziehe sich nach Aussage der Jury 
darauf, dass viele abgelehnte Asylbewerber vor einer Abschiebung unter Zwang „freiwil-
lig“ in ihre Heimat zurückkehren. Tatsächlich hätten sie aber keine andere Wahl“ (https://
de.wikipedia.org/wiki/Freiwillige_Ausreise).

https://de.wikipedia.org/wiki/Freiwillige_Ausreise
https://de.wikipedia.org/wiki/Freiwillige_Ausreise
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materiellen Hilfen in einer Weise zu ermöglichen, die zur eigenständigen 
Ausreise führt, sodass auf polizeilich durchgesetzte Abschiebungen ver-
zichtet werden kann.

5.	 Im Hinblick auf Inklusion gilt für die Teilgruppe derjenigen, die einen legalen 
Aufenthaltstitel (als Asylberechtigte, Flüchtlinge im Sinne der Genfer Konven-
tion, subsidiär Schutzberechtigte) erhalten, ähnlich wie im Fall der Arbeits-
kräftemigration, dass Soziale Arbeit daran beteiligt ist,
a)	 unterschiedliche Integrationshilfen bereitzustellen, die den Spracherwerb, 

die Inklusion ins Bildungssystem, in den Arbeitsmarkt usw. unterstützen 
sollen. Besondere Anforderungen und Aufgaben, die Flüchtlingssozial-
arbeit hier von der übrigen Migrationssozialarbeit unterscheiden, ergeben 
sich aus den besonderen psychischen Belastungen, wie sie als Traumati-
sierung von Flüchtlingen diskutiert werden, aber auch daraus, dass ein Teil 
der Flüchtlinge mehrere Jahre auf der Flucht war und dabei Überlebens-
strategien jenseits der geordneten Strukturen des Bildungssystems und des 
Arbeitsmarkts entwickelt hat.

b)	 Darüber hinaus gibt es Ansatzpunkte, um Flüchtlingen, deren Aufenthalts-
status prekär ist, die also weder über einen Aufenthaltstitel verfügen, noch 
abschließend zur Ausreise gezwungen sind27, dadurch Integrationschancen 
zu öffnen, dass sie beim Versuch unterstützt werden, einen legalen Aufent-
haltstitel zu erwerben. Dies betrifft insbesondere die Verknüpfung von Bil-
dungserfolg und Aufenthaltsstatus, wie sie für Kinder und Jugendliche im 
§ 25a Aufenthaltsgesetz vorgesehen ist28, sowie Möglichkeiten, einen Auf-
enthaltstitel durch Arbeitsmarktintegration zu verbessern, insbesondere bei 
sogenannten Härtefallanträgen.

6.	 Exklusionsverwaltung: Die Situation von Flüchtlingen bis zur Entschei-
dung über ihren Asylantrag durch das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge, aber auch für Geduldete und Abgelehnte, bei denen die Erzwingung der 

27Dies betrifft vor allem diejenigen, deren rechtlicher Status die sogenannte Duldung ist.
28„Einem jugendlichen oder heranwachsenden geduldeten Ausländer soll eine Aufenthalts-
erlaubnis erteilt werden, wenn 1. er sich seit vier Jahren ununterbrochen erlaubt, geduldet 
oder mit einer Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufhält, 2. der im Bundesgebiet in 
der Regel seit vier Jahren erfolgreich eine Schule besucht oder einen anerkannten Schul- 
oder Berufsabschluss erworben hat, 3. der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
vor Vollendung des 21. Lebensjahres gestellt wird, 4. es gewährleistet erscheint, dass er 
sich auf Grund seiner bisherigen Ausbildung und Lebensverhältnisse in die Lebensver-
hältnisse der Bundesrepublik Deutschland einfügen kann und 5. keine konkreten Anhalts-
punkte dafür bestehen, dass der Ausländer sich nicht zur freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland bekennt“.
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Ausreise misslingt, ist durch ein komplexes System von Exklusionsformen29 
bestimmt: Dies betrifft die sozialräumliche Segregation durch die Unterbrin-
gung in Erstaufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften, Begren-
zungen der räumlichen Mobilität durch die Residenzpflicht, Einschränkungen 
der Sozialleistungsansprüche durch das Asylbewerberleistungsgesetz sowie 
Restriktionen des Arbeitsmarktzugangs und des Zugangs zu Bildung. In beson-
derer Weise davon betroffen sind Flüchtlinge aus den sogenannten „sicheren 
Herkunftsstaaten“, für die seit 2016 folgende Regelungen gelten: „Personen 
aus sicheren Herkunftsländern, wie etwa den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana, Kosovo, Mazedonien, 
Montenegro, Senegal und Serbien, die ihren Asylantrag nach dem 31.08.2015 
stellen, müssen während des gesamten Asylverfahrens (und im Falle der 
Ablehnung des Asylantrages in bestimmten Fällen bis zur Ausreise) in Aufnah-
meeinrichtungen wohnen und dürfen somit keiner Beschäftigung nachgehen“ 
(BAMF 2016).

Die Soziale Arbeit mit Flüchtlingen ist also a) bei einer relevanten Teilgruppe 
damit befasst, eine Lebensführung unter Exklusionsbedingungen zu ermöglichen. 
Darüber hinaus werden abgelehnte Flüchtlinge b) im Fall durch die erzwungene 
Ausreise aus dem nationalstaatlichen Territorium im ganz wörtlichen Sinn umfas-
send sozial ausgeschlossen und fallen damit auch aus der Zuständigkeit der natio-
nalstaatlich gebundenen Sozialen Arbeit heraus.

Zusammenfassend lässt sich feststellen: Soziale Arbeit ist ein bedeutsamer 
Bestandteil der staatlich-politischen Regulierung von Fluchtmigration und dabei 
als organisierte und professionelle Praxis damit beauftragt, Inklusion und Exklu-
sion von Flüchtlingen auf der Grundlage des geltenden Rechts zu ermöglichen. 
Dabei ist Soziale Arbeit hier in einem Spannungsverhältnis zwischen konkurrie-
renden Sichtweisen und in einem politischen Konfliktfeld situiert. Dieses resul-
tiert aus der erheblichen Diskrepanz zwischen einer primär an national gefassten 
Interessen orientierten Politik, die menschenrechtliche Gesichtspunkte als nach-
rangig betrachtet und einem zunehmend restriktiven Flüchtlingsrecht einerseits, 
den humanitären und menschenrechtlichen Überzeugungen andererseits, auf die 
sich Sozialarbeiter/innen, Organisationen der Sozialen Arbeit, NGOs sowie recht-
liche und sozialwissenschaftliche Fachdiskurse beziehen.

29Auf die Details der rechtlichen Regulierungen, die sich zwischen der Verfassung unter 
Drucklegung dieses Beitrags ohnehin erneut ändern werden, kann nicht eingegangen 
werden.
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Dieses führt zu strukturellen Spannungen (und damit potenziell zu Konflikten) 
auch innerhalb der Sozialen Arbeit selbst. Denn einerseits profitiert die Soziale 
Arbeit davon, dass ihr im Rahmen der herrschenden Flüchtlingspolitik Aufga-
ben und damit Stellen und Gelder zugewiesen werden. Andererseits hat sie gute 
Gründe, genau diese Politik und ihre Folgen zu kritisieren. Eine solche Kritik, 
die zu massiven Konflikten mit Politik und Sozialverwaltungen führt oder gar zur 
Verweigerung der Mitwirkung, wäre jedoch eine ökonomische Selbstbeschädi-
gung der Organisationen Sozialer Arbeit. Wie sich die Soziale Arbeit in diesem 
Spannungsverhältnis zwischen ökonomischen Eigeninteressen und politischer 
Anpassungsbereitschaft einerseits, professionellem Selbstverständnis und poli-
tischer Widerständigkeit andererseits bewegt und bewegen wird, ist eine Frage 
praktischer Entscheidung, die theoretisch nicht vorhersagbar sind. Feststellen 
lässt sich aber: Die Relevanz oder Irrelevanz von Selbstbeschreibungen als kriti-
sche Soziale Arbeit oder als Menschenrechtsprofession (Staub-Bernasconi 2014) 
erweist sich zentral im Bereich der Sozialen Arbeit mit Flüchtlingen. Denn hier 
geht es – wie in wohl kaum einem anderen Bereich – um die Wahrung oder Miss-
achtung elementarer humanitärer Standards im Umgang mit Notleidenden und 
Hilfsbedürftigen.

5	� Unsicherheit: Von welchen normativen 
Grundsätzen kann die Soziale Arbeit mit 
Flüchtlingen ausgehen?

Sofern sich Soziale Arbeit nicht auf eine rechtspositivistische Position zurückzie-
hen will, welche die Vorgaben des nationalen Rechts als Grundlage ihrer Praxis 
vorbehaltlos akzeptiert, stellt sich die Frage nach den normativen Maßstäben, 
die einer professionellen Kritik zugrunde gelegt werden können (generell dazu: 
Ritsert 2008; in Bezug auf die Soziale Arbeit: Otto et al. 2010). Diesbezüglich ist 
festzustellen: Kritik der herrschenden Flüchtlingspolitik, wie sie im politischen 
Diskurs und auch innerhalb der Sozialen Arbeit formuliert wird, bezieht sich viel-
fach auf die Menschenrechte, sie wird als Einforderung von Menschenrechten 
für Flüchtlinge formuliert. Vordergründig betrachtet ist dies plausibel, denn die 
deklarierten Menschenrechte zielen ganz dezidiert auf die Absicherung grund-
legender Rechte und Freiheiten für Alle, also nicht nur für Staatsbürger/innen. 
Weiter kann argumentiert werden: Das moderne Verständnis des Flüchtlingsbe-
griffs, wie es sich erst nach 1945 herausgebildet hat (Gatrell 2015), ist eng mit 
dem Menschenrechtsdiskurs verbunden: Flüchtlinge sind – im Unterschied etwa 
zu Arbeitsmigrant/innen – diejenigen, denen völker- und menschenrechtlich auch 
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dann ein Anspruch auf Aufnahme und Schutz zugesprochen wird, wenn dies nicht 
den politisch und/oder ökonomisch gefassten Eigeninteressen der aufnehmenden 
Staaten entspricht. Damit stellt sich aber unabweisbar die Folgefrage, wer völ-
ker- und menschenrechtlich einen Anspruch darauf hat, als Flüchtling anerkannt 
zu werden. Diesbezüglich ist zunächst festzustellen: Nicht jede/r, der/die sich 
aus unterschiedlichen Gründen gezwungen sieht, kann auf Grundlage der dekla-
rierten Menschenrechte und der zentralen völkerrechtlichen Bestimmungen der 
Genfer Flüchtlingskonvention beanspruchen, als Flüchtling betrachtet zu wer-
den. Vielmehr wird dort von einer Bestimmung des Flüchtlingsbegriffs ausge-
gangen, in dessen Zentrum die Vorstellung der Verfolgung durch Staaten steht, 
welche grundlegende Menschenrechte missachten. Trotz der seit den 1960er 
Jahren erfolgten Ausweitung des Flüchtlingsbegriffs der Genfer Konvention – 
insbesondere in Bezug auf Verfolgung durch nicht staatliche Akteure sowie auf 
geschlechtsspezifische Verfolgung (Tiedemann 2014, S. 27 ff.) – umfasst der 
Flüchtlingsbegriff des Menschen- und Völkerrechts keineswegs alle, die in der 
wissenschaftlichen Diskussion unter die Kategorie der ‚forced migration‘, also 
der erzwungenen Migration subsumiert werden (s. z. B. Stepputat und Sorensen 
2014; Zetter 2014). Insbesondere sind Armut und Verelendung der „Überlebens-
migranten“ (Betts 2013) nicht als Fluchtgründe anerkannt und die Forderung 
des UNHCR, Formen der kumulativen Diskriminierung von Minderheiten als 
verfolgungsanalogen Tatbestand zu betrachten, ist in der juristischen Diskussion 
umstritten und wird in der deutschen Rechtsprechung nicht anerkannt (Marx 
2016; UNHCR 2003).

Darin kommt zum Ausdruck, dass das Verständnis der Menschenrechte, wie 
es zentral in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 kodifi-
ziert ist, in Bezug auf die Kontrolle und Regulierung von Zuwanderung keines-
wegs die Souveränität der Nationalstaaten infrage stellt. Die AEDM sieht zwar 
ein Asylrecht vor, dieses aber ist absichtsvoll allein als das Recht gefasst, Asyl 
zu suchen, dem aber zugleich keine Verpflichtung der Einzelstaaten entspricht, 
dieses auch zu gewähren. D. h.: Die Entscheidung darüber, wen sie als Asylbe-
rechtigte anerkennen wollen, bleibt in der AEDM den Einzelstaaten überlassen. 
Ähnliches gilt für das Völkerrecht: zwar ist das Recht, den eigenen Herkunftsstaat 
zu verlassen, das sog. „exit right“, ein völlig unstrittiger völkerrechtlicher Grund-
satz. Diesem entspricht aber kein unkonditioniertes „entry right“, also kein Recht 
auf Aufnahme (Offe 2011).

Folglich kann sich die herrschende Flüchtlingspolitik mit ihren zunehmend 
restriktiven Praktiken gegenüber Flüchtenden durchaus auf die kodifizierten 
Menschenrechte berufen und diejenigen, die Zweifel an der Legitimität jeweili-
ger Praktiken haben, auf die Möglichkeiten der Klage vor Gericht, insbesondere 
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dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, verweisen. Entsprechend 
transformieren sich dann politische Auseinandersetzungen über eine angemessene 
Flüchtlingspolitik in juristische Interpretationsdebatten und Auseinandersetzun-
gen, in denen über die richtige Lesart der geltenden Gesetze gestritten wird.30

Die Menschenrechte – verstanden als positives Recht – bieten folglich keine 
sichere Grundlage für eine Kritik der herrschenden Flüchtlingspolitik und für die 
Positionsbestimmung einer Sozialen Arbeit, die mit dem Umgang mit Schutzsu-
chenden in der Aufnahmegesellschaft ebenso wenig einverstanden ist wie mit der 
Abweisung von Schutzsuchenden an den Außengrenzen.

Damit findet sich (auch) die Soziale Arbeit in einer postmodernen Situation 
vor, d. h. in einer Situation, in der ein sicheres normatives Fundament für eigene 
Positionsbestimmungen nicht verfügbar ist (dazu grundlegend: Bauman 1999). 
In dieser Situation ist der Bezug auf die Menschenrechte als normative Referenz 
zwar unverzichtbar, dies aber im Sinne eines solchen Verständnis der Menschen-
rechte, das diese nicht auf das verfasste Recht reduziert, sondern das die Ausei-
nandersetzung um Menschenrechte und ihre politische Gewährleistung als einen 
unabgeschlossenen und konflikthaften Lernprozess begreift. In dieser Auseinan-
dersetzung gilt es m. E. für eine solche Weiterentwicklung des Flüchtlingsbegriffs 
einzutreten, die auch absolute Armut und die Diskriminierung von Minderheiten 
als legitimen Fluchtgrund anerkennt.

Eine solche Forderung handelt sich den unabweisbaren Einwand ein, dass die 
Folgeprobleme globaler Ungleichheiten nicht durch eine Zuwanderung aus dem 
globalen Süden in den globalen Norden gelöst werden können. Diesem Einwand 
ist jedoch entgegenzuhalten, dass die alternative Problemlösung, für die gegen-
wärtig im politischen Diskurs auf die Formel ‚Bekämpfung der Fluchtursachen‘ 
Bezug genommen wird, nicht nur auf jahrzehntelange Versäumnisse der Entwick-
lungszusammenarbeit, der Außenwirtschafts- und Außenhandelspolitik und nicht 
zuletzt auf die Folgen der Destabilisierung durch Kriege verweist; auch die gegen-
wärtige Flüchtlingskrise hat bislang diesbezüglich keineswegs zu einem prinzi-
piellen Umdenken geführt. Folglich kann seitens der Staaten und Gesellschaften 
des globalen Nordens moralische und politische Verantwortung für die Zunahme 
der erzwungenen Migration nicht abgewiesen werden. Der bloße Verweis darauf, 
dass es sich aber zu einem großen Teil nicht um Flüchtlinge im Sinne der rechtlich 

30Dies zeigt sich zum Beispiel in den zahlreichen Auseinandersetzungen vor deutschen 
Verwaltungsgerichten über Klagen gegen die Ablehnung von Asylanträgen. Die Verrecht-
lichung eines politischen Konflikts zeigt sich zuletzt auch darin, dass ‚Pro Asyl‘ eine Klage 
gegen den sogenannten Türkei-Deal der Europäischen Union angekündigt hat.
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kodifizierten Menschenrechte und des Völkerrechts handelt, löst dieses Problem 
nicht auf und dispensiert nicht von der daraus resultierenden Verantwortung.

„Dass nicht alle kommen und bleiben können, heißt noch lange nicht, dass 
keine/r kommen und bleiben kann“. Mit diesem Satz brachte eine flüchtlings-
solidarische Aktivistin das zentrale Dilemma auf den Punkt. In einer solchen 
Situation, in der keine letztlich gewisse Entscheidungsgrundlage verfügbar und 
erreichbar ist, ist jede/r, und das gilt auch für die Akteure in der Sozialen Arbeit, 
aufgefordert, ohne sichere Grundlage verantwortliche Entscheidungen zu treffen. 
Genau darin besteht die Herausforderung der gegenwärtigen Situation.

Dass dabei die Idee der Menschenrechte (wenn auch nicht ihre derzeitige Aus-
legung) ein brauchbarer Bezugspunkt sein kann, ist unbenommen. Die diesbezüg-
liche Bedeutung der Menschenrechtsidee, den elementaren menschenrechtlichen 
Grundsatzes der zu achtenden Würde jedes Einzelnen, fasst Michael Igantieff 
(2002, S. 33) treffend wie folgt: „Doch wenn die Menschenrechte die Schurken 
auch nicht an ihren Untaten gehindert haben, so haben sie doch deren Opfer und 
sogar unbeteiligte Menschen moralisch gestärkt.“

Anders formuliert: Die Menschenrechtsidee fordert zur Kritik einer Politik 
auf, die sich durch den Verweis auf nationale Eigeninteressen sowie rechtsposi-
tivistisch legitimiert. Eine darauf ausgerichtete Kritik ist einerseits darauf verwie-
sen, ein erweitertes Verständnis legitimer Fluchtgründe einzufordern, andererseits 
aber auch darauf, eine solche Politik einzufordern, die konsequent auf die glo-
bale Durchsetzung politischer, wirtschaftlicher und sozialer Menschenrechte 
ausgerichtet ist. Und das heißt für die Soziale Arbeit auch: Sie ist aufgefordert, 
ihre gesellschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen und Herausforde-
rungen im globalen Kontext zu begreifen und vor diesem Hintergrund ihr poli-
tisches Mandat zu bestimmen. Fragen der globalen kapitalistischen Ökonomie, 
der internationalen Politik und Entwicklungszusammenarbeit, der Beteiligung 
oder Nicht-Beteiligung an sog. militärischen Interventionen usw. sind mithin für 
die Soziale Arbeit als Profession relevant, denn sie haben Auswirkungen auf die 
Soziale Arbeit, die durch Flüchtlinge sichtbar werden.

Das impliziert konfliktreiche Klärungsprozesse – doch diese sind unaus-
weichlich. So kann abschließend als eine Maßgabe, an der sich diesbezügliche 
professionelle Klärungsprozesse in der Sozialen Arbeit orientierten könnten, mit 
folgendem Satz formuliert werden:

„Wir gehen nicht unter in unseren Niederlagen, sondern in den Kämpfen, die 
wir nicht geführt haben.“31

31Für die Erinnerung an diesen Satz unbekannter Herkunft danke ich Renate Bitzan.
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